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Die Linke.
Bezirksverband Spandau
Der Bezirksvorstand

Antrag an die MV am 24.09.2007

Die MV möge beschließen:

Die Mitglieder der Partei DIE LINKE.Spandau erklären ihre Soldarität mit den Beschäftikten des öffentlichen Dienstes und ihren Gewerkschaften im Kampf  um die Realisierung der  Forderungen  nach einer Einmalzahlung von 3 x 300 Euro, nach Einkommenserhöhungen von bis zu 2,9 % ab 2008 gem. den Tarifabschlüssen im öffentlichen Dienst sowie die Übernahme des neuen Tarifwerks (TVÖD/TV-L) für Berlin.

Begründung: 

Der Anwendungstarifvertrag vom 31.07.2003, der sog. „Solidarpakt“ und die Inflationsentwicklung der letzten Jahre haben dazu geführt, dass die Einkommen im Öffentlichen Dienst zwischen 14% und 18% gesunken sind.

Die Forderungen der Beschäftigten werden von den Regierungsmitgliedern der Berliner SPD wegen der schwierigen Haushaltslage Berlins abgelehnt. Die SPD führt damit die Haushaltskonsolidierung zu Lasten der Beschäftigten fort, während sie im Bund zusammen mit der CDU Steuervergünstigungen für Reiche und Konzerne durchsetzt und damit für das finanzielle Ausbluten der Länder und Kommunen verantwortlich ist.

Die finanzielle Situation Berlins ist nicht mehr so ungünstig wie im Jahr 2003.  Das Land Berlin kann nach einer Steuerschätzung vom Mai 2007 mit erheblichen Mehreinnahmen rechnen. Dies eröffnet einen neuen Spielraum für den Nachtragshaushalt 2007,  sowie für den Doppelhaushalt 2008/2009.  Wir als Partei  Die Linke. in Berlin stehen besonders in der Pflicht,  die Interessen der abhängig Beschäftigten zu  vertreten.  Wir begrüßen die Äußerungen der Fraktionsvorsitzenden der Linken, Carola Bluhm, die für die Forderungen der Beschäftigten im öffentlichen Dienst Verständnis äußert und sich für Tarifverhandlungen ausspricht.  Den Worten sollten Taten folgen und die Abgeordnetenhausfraktion und Senatorinnen und Senatoren sind aufgefordert im Sinne der Beschäftigten im Öffentlichen Dienst ihr politisches Gewicht in die Waagschale zu werfen, damit die Rückkehr Berlins in die Tarifstruktur der Länder erfolgt.   

Für den Vorstand

Piotr Luczak 
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